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Planbereich: 40.01 

TEXTTEIL 

Ergänzend zum zeichnerischen Teil gelten die folgenden planungsrechtlichen 

Festsetzungen und örtlichen Bauvorschriften: 

Rechtsgrundlagen 

A. Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I
S. 3634), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Dezember 2023 (BGBl.
2023 I Nr. 394) geändert worden ist

B. Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung -
BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S.
3786), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176)
geändert worden ist

C. Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 5. März 2010 (GBl. S. 357, ber. GBl. S. 416), letzte
berücksichtigte Änderung: zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20.
November 2023 (GBl. S. 422)

D. Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des
Planinhalts (Planzeichenverordnung - PlanZV) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I
S. 58), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802)
geändert worden ist
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I Planungsrechtliche Festsetzungen gemäß § 9 Baugesetzbuch (BauGB) und 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) 

 

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

1.1 Allgemeines Wohngebiet (§ 4 BauNVO i. V m. § 1 BauNVO) 

Allgemein zulässig sind: 

- Wohngebäude, 

- nicht störenden Handwerksbetriebe und 

- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke. 

Nicht zulässig sind: 

- die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften, 

- Anlagen für sportliche Zwecke, 

- Betriebe des Beherbergungsgewerbes, 

- sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, 

- Anlagen für Verwaltungen, 

- Gartenbaubetriebe und 

- Tankstellen. 

 

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

2.1 Grundflächenzahl (§ 16 Abs. 2 Nr. 1 und § 19 BauNVO) 

Die maximal zulässige Grundflächenzahl (GRZ) ist in der Nutzungsschablone im 
zeichnerischen Teil des Bebauungsplans festgesetzt. 

2.2 Geschossflächenzahl (§ 16 Abs. 2 Nr. 2 und § 20 Abs. 2 - 4 BauNVO) 

Die maximal zulässige Geschossflächenzahl (GFZ) ist in der Nutzungsschablone im 
zeichnerischen Teil des Bebauungsplans festgesetzt. 

2.3 Höhe baulicher Anlagen (§ 16 Abs. 2 Nr. 4 und § 18 BauNVO) 

Die Erdgeschossfußbodenhöhen (EFH) ist im zeichnerischen Teil des Bebauungsplans 
als absolute Höhe über Meereshöhe Normal Null (m ü. NN) festgesetzt. Die 
Erdgeschossfußbodenhöhe (EFH) kann um 20 cm über- bzw. unterschritten werden. 
Die Erdgeschossfußbodenhöhe (EFH) ist die Oberkante des Fertigfußbodens im 
Erdgeschoss. 

Die maximal zulässige Firsthöhe (FH) ist im zeichnerischen Teil des Bebauungsplans 
als absolute Höhen über Meereshöhe Normal Null (m ü. NN) festgesetzt. 
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Als oberer Bezugspunkt für die maximal zulässige Firsthöhe (FH) ist der höchste Punkt 
entlang der Firstlinie des Hauptdachs festgesetzt. 

Die Abgrenzung der unterschiedlichen Festsetzungen der Höhen baulicher Anlagen 
(max. FH) ist im zeichnerischen Teil des Bebauungsplans festgesetzt. Bei baulichen 
Anlagen, die innerhalb zwei verschiedener Bereiche der Abgrenzung der 
unterschiedlichen Festsetzungen liegen, ist der Mittelwert von beiden Bereichen der 
angrenzenden Abgrenzungen der unterschiedlichen Festsetzungen als maximal 
zulässige Fristhöhe (max. FH) festgesetzt. 

 

3. Bauweise, die überbaubaren und die nicht überbaubaren Grundstücksflächen 
sowie die Stellung der baulichen Anlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 

3.1 Bauweise (§ 22 Abs. 1 BauNVO) 

Die Bauweise ist nach § 22 Abs. 4 BauNVO als abweichende Bauweise, im Sinne der 
offenen Bauweise nach § 22 Abs. 1 und 2 BauNVO, festgesetzt. 

In Verbindung mit § 22 Abs. 2 S. 2 und 3 BauNVO sind nur Einzel- und Doppelhäuser, 
die eine Länge von 15 m nicht überschreiten, zulässig. Maßgebend sind die 
Geschosse der Hauptgebäude, die städtebaulich in Erscheinung treten und nicht die 
daran angebauten überdachten Stellplätze (Carports) und Garagen. 

3.2 Überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen (§ 23 BauNVO) 

Die überbaubaren und die nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind nach 
§ 23 BauNVO im zeichnerischen Teil des Bebauungsplans durch Baugrenzen 
festgesetzt. 

Ist eine Baugrenze festgesetzt, so dürfen Gebäude und Gebäudeteile diese nicht 
überschreiten. Ein Vortreten von Gebäudeteilen in geringfügigem Ausmaß kann 
zugelassen werden. 

Eine Überschreitung der Baugrenze durch offene Balkone mit Balkonbrüstungen (nicht 
eingehaust) und -überdachungen ist auf einer Länge von maximal 4,0 m um bis zu 
1,5 m zulässig. Insgesamt dürfen Balkone eines Gebäudes maximal 50 % der 
Gebäudelänge betragen. 

Terrassen sind innerhalb und außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen 
zulässig. 

3.3 Stellung baulicher Anlagen 

Die Stellung der baulichen Anlagen ist im zeichnerischen Teil des Bebauungsplans 
durch Darstellung der Gebäuderichtung festgesetzt. 
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4. Flächen für Nebenanlagen sowie Flächen für Stellplätze und Garagen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB) 

4.1 Flächen für Stellplätze (§ 12 BauNVO) 

Stellplätze sind innerhalb und außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche 
zulässig. 

4.2 Flächen für überdachte Stellplätze (§ 12 BauNVO) 

Überdachte Stellplätze (Carports) sind nur innerhalb der Umgrenzung von Flächen für 
überdachte Stellplätze (Carports) mit der Zweckbestimmung Cp, sowie innerhalb der 
Umgrenzung von Flächen für Garagen mit der Zweckbestimmung Ga und innerhalb 
der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig. 

Carports dürfen durch Außenwandflächen mit einem Anteil von maximal 50 % 
geschlossen werden. Die Wandflächen von angrenzenden baulichen Anlagen sind 
anzurechnen. 

4.3 Flächen für Garagen (§ 12 BauNVO) 

Garagen sind nur innerhalb der Umgrenzung von Flächen für überdachte Stellplätze 
(Carports) mit der Zweckbestimmung Cp, sowie innerhalb der Umgrenzung von 
Flächen für Garagen mit der Zweckbestimmung Ga und innerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen zulässig. 

4.4 Nebenanlagen (§ 14 Abs. 1 BauNVO i. V. m. § 23 Abs. 5 BauNVO) 

Untergeordnete Nebenanlagen und Einrichtungen sind nach § 14 Abs. 1 BauNVO nur 
innerhalb der Umgrenzung von Flächen für überdachte Stellplätze (Carports) mit der 
Zweckbestimmung Cp, sowie innerhalb der Umgrenzung von Flächen für Garagen mit 
der Zweckbestimmung Ga und innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen 
zulässig. 

Ausnahmsweise sind Geschirrhütten (Gebäude ohne Aufenthaltsräume, Toiletten oder 
Feuerstätten) bis 15 m³ Bruttorauminhalt innerhalb der überbaubaren und nicht 
überbaubaren Grundstücksflächen zulässig, wenn sie von öffentlichen Verkehrsflächen 
nicht einsehbar oder durch Bepflanzung mit gebietsheimischen, standortgerechten 
Sträuchern zur öffentlichen Verkehrsfläche eingefriedet sind. 

 

5. Höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB) 

5.1 Die höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden ist in der 
Nutzungsschablone im zeichnerischen Teil des Bebauungsplans festgesetzt. 
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6. Flächen, die von der Bebauung freizuhalten sind, und ihre Nutzung 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB) 

Die Flächen, die von der Bebauung freizuhalten sind, sind im zeichnerischen Teil des 
Bebauungsplans festgesetzt. 

Beidseitig der Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung, mit der 
Zweckbestimmung verkehrsberuhigter Bereich, ist für das Ein- und Ausfahren auf die 
privaten Grundstücke und zur Sicherung des erforderlichen Lichtraumprofils der 
öffentlichen Verkehrsfläche auf den angrenzenden privaten Grundstücken eine Fläche 
von jeder Bebauung, Einfriedigung, Aufschüttung und Bepflanzung freizuhalten. 

Durch das Freihalten der Flächen im Anschluss an die Verkehrsfläche besonderer 
Zweckbestimmung, mit der Zweckbestimmung verkehrsberuhigter Bereich, von 
baulichen Anlagen sind die aus verkehrssicherheitstechnischen Gründen erforderliche 
Ein- und Ausfahrten auf die privaten Grundstücke und Sicherheitsabstände 
gewährleistet. 

 

7. Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 

7.1 Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung: Verkehrsberuhigter Bereich 

Die Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung, mit der Zweckbestimmung 
verkehrsberuhigter Bereich, ist im zeichnerischen Teil des Bebauungsplans 
festgesetzt. 

7.2 Straßenbegrenzungslinie 

Die Straßenbegrenzungslinie ist im zeichnerischen Teil des Bebauungsplans 
festgesetzt. 

 

8. Private Grünfläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB) 

Die private Grünfläche ist als sonstige Grünflächen, mit der Zweckbestimmung "Anlage 
FFH-Lebensraumtyp", im zeichnerischen Teil des Bebauungsplans festgesetzt. Die 
Zweckbestimmung ist durch Planeinschrieb im zeichnerischen Teil des 
Bebauungsplans bestimmt und festgesetzt. Innerhalb der privaten Grünfläche ist die 
Fläche zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft, 
Anlage eines FFH-Lebensraumtyps, festgesetzt. 

 

9. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

9.1 Wasserdurchlässige Ausführung von Stellplatzflächen 

Die Beläge von Stellplatzflächen sind wasserdurchlässig auszuführen (z. B. 
Rasenpflaster, Rasengittersteine, Rasenfugenpflaster, Drainpflaster oder 
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Schotterrasen). Die Flächen sind dauerhaft zu pflegen, um den Erhalt der 
Durchlässigkeit der Beläge zu sichern. 

9.2 Wasserdurchlässige Ausführung von privaten Wegeflächen 

Die Beläge von privaten Wegeflächen sind wasserdurchlässig auszuführen (z. B. 
Sickerpflaster, Drainfugenpflaster). Die Flächen sind dauerhaft zu pflegen, um den 
Erhalt der Durchlässigkeit der Beläge zu sichern. 

9.3 Gehölzrodungen 

Eine Rodung der vorhandenen Gehölze ist, um die artenschutzrechtlichen Belange zu 
erfüllen, nur im Zeitraum zwischen dem 1. Oktober und 28. / 29. Februar zulässig 
(außerhalb der Brutzeiten der Vogelarten). 

Gehölze außerhalb des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans dürfen für 
die Herstellung von Baustelleneinrichtungsflächen nicht entfernt werden. 

9.4 Vermeidungsmaßnahmen 

Folgende Vorkehrungen zur Vermeidung sind durchzuführen, um Gefährdungen durch 
Verbotstatbestände gem. § 44 Abs. 1 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG der nach den hier 
einschlägigen Regelungen geschützten Tier- und Pflanzenarten zu vermeiden oder zu 
mindern. 

 

Baubedingt erforderliche Vermeidungsmaßnahmen vor Baubeginn 

Um die Tötung von Zauneidechsen zu vermeiden, ist eine vorherige Umsetzung 
durchzuführen. Folgende Punkte sind dabei zu beachten: 

- Vor Beginn von Umsetzungs- bzw. Umsiedlungsmaßnahmen von Zauneidechsen 
sollten Versteckstrukturen wie niedrige Gehölzbestände oder dichtere 
Vegetationsbereiche gemäht bzw. entfernt werden. 

- Der Zeitpunkt von Umsetzungs- bzw. Umsiedlungsmaßnahmen richtet sich nach 
den Aktivitätsphasen der Zauneidechse. Maßnahmen dieser Art sind – 
witterungsabhängig – in der Regel ab Mitte März (nach der Winterruhe) und bis 
Mitte Oktober (Beginn der Winterruhe) möglich. 

- Um eine Rückwanderung von Zauneidechsen bzw. eine Einwanderung in die 
entfallenden Zauneidechsenlebensräume zu verhindern, muss ein 
Reptilienschutzzaun entlang der Bereiche des Eingriffsbereichs installiert werden, 
wo direkte Anbindungen an verbleibende Zauneidechsenlebensräume bestehen. 

- Gehölze in Zauneidechsenlebensräumen müssen außerhalb der Aktivitätszeit der 
Zauneidechse, zwischen 15. Oktober und 15. März, auf-den-Stock gesetzt werden. 
Die Entfernung der Wurzelstöcke sowie die weitere Baufeldräumung (z. B. der 
Abtrag des Oberbodens) darf erst nach erfolgreich durchgeführten Umsetzungs- 
bzw. Umsiedlungsmaßnahmen vorgenommen werden. 

- Kein Einsatz von schweren Maschinen für das auf-den-Stock-setzen von Gehölzen. 
Es ist ein manueller Rückschnitt und Abtransport des Schnittgutes vorzunehmen. 
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Befahrbare Arbeitsbereiche sind die verdichteten Wege, sowie die häufig gemähte 
Wiesenfläche. 

- Im Geltungsbereich dürfen Baustelleneinrichtungs- und Lagerflächen nur auf 
bereits versiegelten Flächen angelegt werden oder auf Flächen, in denen vorherige 
Vergrämungs- und/oder Umsetzungs- bzw. Umsiedlungsmaßnahmen erfolgreich 
abgeschlossen wurden. 

- Da wegen unvorhersehbarer Faktoren, wie z. B. dem Witterungsverlauf, nicht alle 
Maßnahmen im Vorfeld genau festgelegt werden können, ist eine ökologische 
Baubegleitung der Vermeidungsmaßnahmen erforderlich. Diese koordiniert die 
Vergrämungsmaßnahmen und kontrolliert die übrigen Vermeidungs- und 
Ausgleichsmaßnahmen. 

 

Baubedingt erforderliche Vermeidungsmaßnahmen während der Bauphase 

Verbleibende Zauneidechsenlebensräume im Nahbereich des Eingriffsbereichs sind 
durch Baufeldbegrenzung zu sichern. Die Baufeldbegrenzung muss geeignet sein das 
Betreten / Befahren der Flächen oder das Ablagern von Baustoffen / Müll während der 
Bauphase zu unterbinden. Anlage, Unterhalt und Funktions-tüchtigkeit sind während 
der Bauphase laufend zu kontrollieren und sicher zu stellen. 

Während der gesamten Bauphase sind Zauneidechsenlebensräume im Nahbereich 
des Eingriffsbereichs vor Schadstoffeintrag wirkungsvoll durch die Einhaltung der 
einschlägigen Sicherheitsvorschriften beim Baubetrieb zu schützen. 

Um zu verhindern, dass angrenzende Habitate unnötig beeinträchtigt werden, ist eine 
naturschutzfachliche Baubegleitung der Baumaßnahmen erforderlich. Diese 
kennzeichnet hochwertige Lebensräume, die nicht beeinträchtigt werden dürfen und 
überwacht die Bauarbeiten während der Bauphase. 

 

Anlagebedingt erforderliche Vermeidungsmaßnahmen 

Bei der Errichtung von baulichen Anlagen und insbesondere bei Glasfassaden und –
wänden müssen auf Dauer angelegte, objektspezifische Maßnahmen zur Minderung 
des Vogelschlagrisikos an Glasflächen getroffen werden (z. B. Verwendung 
entspiegelter Gläser, Anordnung und Dimensionierung von Glasflächen, Anbringung 
von Mustern / Strukturen auf der Glasfläche). 

Bauliche Anlagen, die für anfliegende Vögel eine Durchsicht auf die dahinterliegende 
Umgebung eröffnen, wie verglaste Hausecken und Verbindungsgänge, sind 
unzulässig. Weiterhin sind spiegelnde Fassaden oder Fenster mit einem 
Außenreflexionsgrad größer 15 % an Gebäudefronten in Nachbarschaft zu Baum- und 
Gehölzbeständen unzulässig. 

Schachtabdeckungen und sonstige Entwässerungseinrichtungen wie Muldeneinläufe, 
Hof- oder Straßenabläufe etc. sind (bspw. durch angepasste Abdeckgitternetze) so zu 
gestalten, dass Kleintierfallen, insbesondere für Amphibien und Reptilien, vermieden 
werden. 
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9.5 Fläche zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 
– Magere Flachland-Mähwiese 

Die Fläche zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft, Anlage eines FFH-Lebensraumtyps, ist im zeichnerischen Teil des 
Bebauungsplans festgesetzt. 

Die als Fläche zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft ausgewiesene Fläche ist als FFH-LRT 6510 „magere Flachland-Mähwiese“ 
zu entwickeln. 

Die Wiesenflächen sind durch eine zweischürige Mahd mit Abtransport des Mähgutes 
zu pflegen. Der erste Schnitt erfolgt im Juni. Zwischen den Mahden ist eine Ruhezeit 
von sechs bis acht Wochen einzuhalten. Eine Düngung der Flächen ist nur zum Erhalt 
des für den FFH-LRT typischen Artenspektrums zulässig. 

Zur Erhöhung des Artenreichtums mit für den FFH-LRT 6510 typischen Arten und zur 
Steigerung des Deckungsanteils an Magerkeitszeigern sind Maßnahmen zur 
Aushagerung und die Übertragung von Saatgut aus geeigneten Spenderflächen 
zulässig. 

In Bereichen ohne bestehende Wiesenvegetation und mit erhöhter 
Nährstoffversorgung z. B. durch eine vormalige Nutzung als Garten oder Lagerfläche 
für Grüngut ist ein Abtrag der oberen Bodenschicht zur Vorbereitung der Entwicklung 
des FFH-LRTs zulässig. Zur Etablierung des FFH-LRT 6510 ist hier die Ansaat mit 
autochthonem, standortgerechtem Saatgut mit einem Kräuteranteil von mindestens 
30 % sowie ein Übertrag von Soden aus Beständen des FFH-LRT 6510 im 
Geltungsbereich des Baugebiets zulässig. 

Bis zur Entwicklung der Fläche als FFH-LRT 6510, sind die Maßnahmen zur 
Entwicklung des FFH-LRTs mit der unteren Naturschutzbehörde abzustimmen. Eine 
Anpassung der Festsetzungen zur Pflege ist in Abstimmung mit der unteren 
Naturschutzbehörde möglich. 

 

9.6 Maßnahmen zur Sicherung der kontinuierlichen ökologischen Funktionalität 
(vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen i. S. v. § 44 Abs. 5 BNatSchG) 

Folgende Maßnahmen zur Sicherung der kontinuierlichen ökologischen Funktion von 
Fortpflanzungs- und Ruhestätten, sogenannte CEF-Maßnahmen nach § 44 Abs. 5 
BNatSchG, d. h. Maßnahmen zur Sicherstellung der dauerhaften ökologischen 
Funktion der Habitate oder Standorte (measures which ensure the continuous 
ecological functionality of a concrete breeding site/ resting place), sind vor Baubeginn 
durchzuführen, um eine Aktivierung der Verbotsfolgen nach § 44 Abs. 1 BNatSchG zu 
vermeiden. 

Die CEF-Maßnahmen müssen die Anforderungen nach FROELICH & SPORBECK 
(2010) erfüllen. Um die ökologische Funktion für die Tiergruppe / Art während und nach 
der Umsetzung der geplanten Baumaßnahmen zu sichern, sind folgende CEF-
Maßnahmen nötig. 
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Um die ökologische Funktion für die Zauneidechse während und nach der Umsetzung 
der geplanten Baumaßnahmen zu sichern, sind folgende Maßnahmen notwendig: 

- Für die betroffene Zauneidechsenpopulation ist die Anlage neuer Habitatstrukturen 
auf einer Maßnahmenfläche von ca. 900 m² notwendig. Die erforderlichen 
Aufwertungsmaßnahmen umfassen die Anlage von Versteckmöglichkeiten und 
Sonnenplätzen durch vier Totholzhaufen (Grundfläche jeweils ca. 4 m² mit einer 
Höhe von ca. 1 m), in welchen frostsichere Winterquartiere bestehen. Zudem 
müssen grabbare Sandstandorte (Erd-/Sandlinsen) als Eiablageplatz angelegt 
werden. Randlich der Totholzhaufen sind mittels Einbringung von Schottersubstrat 
ausreichend lückige Kraut- und Staudensäume zu entwickeln und durch extensive 
Pflege offen zu halten. Auf den Restflächen hat ebenfalls eine extensive Pflege 
durch Mahd zu erfolgen. 

- Die Maßnahmenausführung ist durch einen entsprechend qualifizierten Fachplaner 
festzulegen und die Umsetzung unter ökologischer Baubegleitung durchzuführen. 

- Die Umsetzung der Ersatzmaßnahmen muss zudem in für die Zauneidechse 
erreichbarer Entfernung (maximal etwa zwischen 250 m und 300 m) vom 
Eingriffsort zur Verfügung stehen. Andernfalls hat, bei vorheriger 
Ausnahmegenehmigungserteilung nach BNatSchG, ein Abfang der Tiere mit einer 
Umsiedlung in ein entsprechendes Ersatzhabitat (im Sinne einer FCS-Maßnahme) 
zu erfolgen. 

- Ersatzlebensräume sind dauerhaft zu erhalten und extensiv zu pflegen (ein- bis 
zweischürige Mahd im Jahr mit Abräumen des Mahdgutes, regelmäßiger 
Gehölzrückschnitt, keine Düngung). Der Zeitpunkt der Pflege sollte nach 
Möglichkeit im Winterzeitraum gewählt werden. Grundsätzlich sind die Flächen nur 
manuell, ohne den Einsatz schwerer Maschinen zu pflegen. 

 

Monitoring 

Die Erfolgskontrolle der Umsiedelung der Zauneidechsenpopulation beginnt ein Jahr 
nach der Umsiedlung und wird über einen Zeitraum von fünf Jahren (nach ein, drei und 
fünf Jahren) durchgeführt. 

 

10. Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB) 

10.1 Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen - Begrünung der 
privaten Baugrundstücke im allgemeinen Wohngebiet 

Die unbebauten und unbefestigten Flächen der privaten Baugrundstücke sind 
gärtnerisch anzulegen und dauerhaft zu unterhalten. Zur gärtnerischen Gestaltung 
gehören eine Bepflanzung mit Bäumen, Sträuchern und Stauden sowie eine 
Rasenansaat (Landschaftsrasen). Bäume und Sträucher sind entsprechend der 
Pflanzliste (IV Pflanzliste, 1.1 Bäume, 1.2 Sträucher) auszuwählen. 
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Kies, Schotter und sonstige vergleichbare Materialschüttungen sind bei einem Anteil 
von mehr als einem Viertel der unbebauten und unbefestigten Flächen der privaten 
Baugrundstücke, die gärtnerisch anzulegen und dauerhaft zu unterhalten sind, keine 
gärtnerische Gestaltung im Sinne dieses Pflanzgebotes. 

Je angefangene 300 m² Grundstücksfläche ist ein Einzelbaum mit der Pflanzqualität 
Stammumfang 12-14 cm fachgerecht zu pflanzen, zu erhalten und bei Abgang zu 
ersetzen. 

Es sind Arten der der Pflanzliste zu pflanzen. Alternativ können hochstämmige 
Obstbäume verwendet werden. Von der privaten Grünfläche, mit der 
Zweckbestimmung Anlage FFH-Lebensraumtyp, bzw. der Flächen für Maßnahmen 
zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft, mit der 
Zweckbestimmung Anlage FFH-Lebensraumtyp, ist ein Abstand von mind. 3,0 m für 
mittelkronige und 5,0 m für großkronige Bäume einzuhalten. Bestandsbäume, die die 
Kriterien erfüllen, können angerechnet werden. 

10.2 Extensive Dachbegrünung 

Flachdächer, mit einer maximalen Dachneigung (DN) von 5°, von Gebäudeteilen, 
Garagen und überdachten Stellplätzen (Carports), mit Ausnahme von Flächen für 
Dachterrassen, sind mit einer extensiven Dachbegrünung aus niederwüchsigen Mager-
, Trockenrasen- und Sedum- bzw. Moosarten zu begrünen und dauerhaft zu erhalten. 
Ausgenommen sind zulässige und notwendige Schutzstreifen, Brandschutzanlagen, 
Zugänge, technische Anlagen u. ä. Anlagen zur Nutzung von solarer 
Strahlungsenergie sind zulässig und in Kombination mit der festgesetzten 
Dachbegrünung auszuführen. Die Dachbegrünung muss mit einer Gesamtaufbauhöhe 
im Mittel von mindestens 10 cm ausgeführt werden. Das Wasserspeichervermögen 
muss mindestens 30 l / m² oder einen Abflussbeiwert von 0,3 aufweisen. Zur 
Herstellung wurzelrhizomfester Dachabdichtungen dürfen keine Dichtbahnen mit 
zugesetzten Herbiziden verwendet werden. Es sind schadstofffreie, zertifizierte 
Dachbegrünungssubstrate zu verwenden. Eine Düngung ist nicht zulässig. 

Die Verpflichtung für eine extensive Dachbegrünung gilt nicht für untergeordnete 
Gebäudeteile, untergeordnete Überdachungen, Aufzugsüberfahrten, Nebenanlagen 
und Geschirrhütten (Gebäude ohne Aufenthaltsräume, Toiletten oder Feuerstätten). 
Grundsätzlich wird für alle baulichen Anlagen mit einer flachen Dachneigung eine 
extensive Dachbegrünung empfohlen. 

 

11. Flächen für Aufschüttungen, Abgrabungen und Stützmauern, soweit sie zur 
Herstellung des Straßenkörpers erforderlich sind (§ 9 Abs. 1 Nr. 26 BauGB) 

Die Flächen zur Herstellung des Straßenkörpers (Aufschüttungen, Abgrabungen, 
Befestigungen) sind im Anschluss an die festgesetzten öffentlichen Verkehrsflächen 
auf den angrenzenden privaten Baugrundstücken bis zu einer Tiefe von 0,25 m 
festgesetzt. 
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II Örtliche Bauvorschriften gemäß § 74 Landesbauordnung für Baden-Württemberg 
(LBO) 

 

1. Anforderungen an die äußere Gestaltung baulicher Anlagen 
(§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO) 

1.1 Dachform und Dachneigung 

Für die Hauptgebäude sind entsprechend dem zeichnerischen Teil des 
Bebauungsplans als Dachform ausschließlich Satteldächer (SD) mit einer 
Dachneigung (DN) zwischen 25° bis 40°zulässig. Auf Gebäudeanbauten, Garagen und 
überdachten Stellplätzen (Carports) sind Flachdächer mit einer maximalen 
Dachneigung (DN) von 5° zulässig. 

Für untergeordnete Gebäudeteile, untergeordnete Überdachungen, Nebenanlagen, 
Mülleinhausungen, überdachte Fahrradstellplätze und Geschirrhütten (Gebäude ohne 
Aufenthaltsräume, Toiletten oder Feuerstätten) sind auch abweichende Dachformen 
und -neigungen zulässig. 

Für Satteldächer von Hauptgebäuden sind Dachdeckungen mit Dachziegeln oder 
Dachsteinen der Farben rot, braun oder grau zulässig. Mischtöne der aufgeführten 
Farben sind zulässig. 

Bei Doppelhäusern müssen die Dachform und die Dachneigung einheitlich sein. Der 
Dachfirst und die Dachtraufe müssen entweder auf gleicher Höhe sein oder sie 
müssen um mindestens 50 cm versetzt sein. 

1.2 Dachgauben 

Dachgauben müssen von den Giebelwänden einen Abstand von mindestens 2,0 m und 
untereinander von mindestens 1,5 m einhalten. Unterhalb der Gaube und unterhalb 
des Firstes müssen mindestens 0,5 m Dachfläche durchlaufen. Die Summe der 
Gaubenlängen auf jeder Dachfläche darf 50 % der zugehörigen Gebäudelänge nicht 
überschreiten. 

Unterschiedliche Arten von Gauben (Giebelgauben, Schleppgauben, 
Flachdachgauben, etc.) auf einem Gebäude sind nicht zulässig. 

Bei Doppelhäusern müssen die Arten von Gauben (Giebelgauben, Schleppgauben, 
Flachdachgauben, etc.) einheitlich sein. 

 

1.3 Fassadengestaltung 

Fassadenelemente mit grellen, fluoreszierenden und spiegelnden Oberflächen sind 
nicht zulässig. 
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2. Werbeanlagen (§ 74 Abs. 1 Nr. 2 LBO) 

Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung als Hinweis auf Beruf oder Gewerbe 
zulässig. 

Werbeanlagen sind direkt an der Fassade anzubringen und dürfen nicht über die 
Fassade hinausragen. Die Höhe der Werbeanlagen ist auf 0,6 m begrenzt. Die Länge 
der Werbeanlagen ist auf 10 % der Gebäudelänge begrenzt. Die Ansichtsfläche aller 
Werbeanlagen ist auf 5 % der jeweiligen Fassade begrenzt. 

Werbeanlagen sind an den Wandflächen von Straßenniveau bis maximal zur 
Unterkante der Gebäudeöffnungen im 1. Obergeschoss zulässig. 

Freistehende Werbeanlagen sind nur in Form von Stelen / Pylonen zulässig. Die Höhe 
einer Stele / Pylone ist auf 1,2 m begrenzt. Als unterer Bezugspunkt ist unter Bezug auf 
§ 18 Abs. 1 BauNVO die Oberkante der hergestellten Geländehöhe an der jeweiligen 
Werbeanlage festgesetzt. Die Anzahl der Stelen / Pylone ist je Gewerbeeinheit auf eine 
Stele / ein Pylon beschränkt. 

Werbeanlagen in Form von Fahnenmasten aller Art, Wechselanlagen, Laser- und 
Lauflichtanlagen sind nicht zulässig. 

 

3. Anforderungen an die Gestaltung, Bepflanzung und Nutzung der unbebauten 
Flächen der bebauten Grundstücke und an die Gestaltung der Plätze für 
bewegliche Abfallbehälter sowie über Notwendigkeit oder Zulässigkeit und über 
Art, Gestaltung und Höhe von Einfriedungen (§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO) 

3.1 Aufschüttungen und Abgrabungen 

Veränderungen des vorhandenen natürlichen Geländes durch Aufschüttungen und 
Abgrabungen sind zulässig. 

3.2 Bewegliche Abfallbehälter 

Bewegliche Abfallbehälter dürfen nur innerhalb baulicher Anlagen oder auf durch 
Bepflanzung oder Einfriedigung eingefassten Flächen aufgestellt werden. 

3.3 Einfriedigungen 

Als Einfriedungen sind Hecken aus heimischen Laubgehölzen und nicht lebende 
Einfriedigungen aller Art zulässig. Die Verwendung von Stacheldraht oder 
stacheldrahtähnlichen Materialien ist nicht zulässig. 

Nicht lebende Einfriedigungen dürfen eine Höhe von max. 1,2 m zu öffentlichen 
Verkehrsflächen und eine Höhe von max. 1,5 m zu privaten Grundstücken nicht 
überschreiten. 

Lebenden Einfriedigungen dürfen eine Höhe von max. 1,2 m zu öffentlichen 
Verkehrsflächen und eine Höhe von max. 1,8 m zu privaten Grundstücken nicht 
überschreiten. 

Dauerhafte Einfriedungen, die an die private Grünfläche, mit der Zweckbestimmung 
Anlage FFH-Lebensraumtyp, bzw. die Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege 
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und zur Entwicklung von Natur und Landschaft, mit der Zweckbestimmung Anlage 
FFH-Lebensraumtyp, angrenzen, sind so anzulegen, dass sich durch die Pflege und 
den Unterhalt keine negativen Auswirkungen auf den Erhaltungszustand oder die 
Entwicklungsziele der als FFH-LRT erfassten oder als FNL festgesetzten Flächen 
ergeben. Erforderliche Flächen und Zugänge für Pflege- und Unterhaltungsarbeiten 
sind außerhalb der als FFH-LRT erfassten oder FNL festgesetzten Flächen 
vorzusehen. 

Zur Durchlässigkeit von Kleintieren müssen Einfriedungen wie Zäune und 
Sichtschutzwände einen Bodenabstand (Abstand zwischen Unterkante Einfriedung und 
Erdreich) von 0,15 m aufweisen. 

4. Unzulässigkeit von Niederspannungsfreileitungen (§ 74 Abs. 1 Nr. 5 LBO) 

Niederspannungsfreileitungen sind innerhalb des gesamten neuen Plangebietes nicht 
zulässig. Niederspannungsleitungen sind unterirdisch zu führen. Bundesrechtliche 
Vorschriften wie zum Beispiel das Telekommunikationsgesetz (TKG) bleiben davon 
unberührt. 

(Zu den bundesrechtlichen Vorschriften siehe III Hinweise, 4. Hinweis 
Telekommunikationslinien) 
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III Hinweise 

 

1. Hinweis Artenschutz 

Im Baugenehmigungsverfahren sind die Vorschriften des 
§ 44 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG), die für die besonders und streng 
geschützten Tier- und Pflanzenarten unterschiedliche Verbote von Beeinträchtigungen 
definiert, zu berücksichtigen. 

 

2. Hinweis CEF-Maßnahmen 

Die Funktion der konkret betroffenen Lebensstätte für die betroffenen Individuen oder 
die Individuengruppe muss in qualitativer und quantitativer Hinsicht vollständig erhalten 
werden. Die Maßnahmen müssen daher mit hoher Wahrscheinlichkeit den betroffenen 
Individuen unmittelbar zu Gute kommen, z. B. in Form einer Vergrößerung eines 
angrenzenden Habitats oder der Neuschaffung von Habitaten in direkter funktioneller 
Beziehung zu diesem. 

Die ökologisch-funktionale Kontinuität der Lebensstätte muss ohne „time-lag“ gesichert 
sein. D. h. die Maßnahmen müssen wirksam sein, bevor die Beeinträchtigungen durch 
das Vorhaben beginnen. 

CEF-Maßnahmen bedürfen einer Wirksamkeitskontrolle, um den Erhalt der 
ökologischen Funktionalität sicher zu stellen. Diese ist nach Inhalt und Umfang im 
Einzelfall festzulegen. Bei der Wirksamkeitskontrolle ist der Nachweis zu erbringen, 
dass die durchgeführten Maßnahmen die benötigte Funktionalität der beeinträchtigten 
Fortpflanzungs- und Ruhestätten bzw. der Lebensräume der gestörten Populationen im 
räumlichen Zusammenhang bereitstellen. Dies ist in der Regel über ein Monitoring 
abzusichern. 

 

3. Hinweis Bodenschutz 

Brauchbarer Erdaushub soll einer Wiederverwendung zugeführt werden, soweit 
möglich innerhalb des Baugebiets. Auf die Pflichten zur Beachtung des Bundes-
Bodenschutzgesetzes (BBodSchG), der Bundes- Bodenschutz- und 
Altlastenverordnung (BBodSchV) und des Landes-Bodenschutz- und Altlastengesetz 
(LBodSchAG) wird hingewiesen. 

Auf das Merkblatt "Bodenschutz bei Baumaßnahmen" des Landratsamtes-Rems-Murr-
Kreis vom 21.08.2023 bzw. die jeweils aktuelle Fassung hingewiesen. 

 

4. Hinweis Beleuchtung 

Im Freien sind nur für Insekten ungefährliche LED-Lampen zu verwenden. 
Insbesondere dürfen die verwendeten Leuchten nicht zur Todesfalle für Insekten 
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werden. Die Beleuchtung ist bedarfsorientiert, in den frühen Morgenstunden erfolgt ein 
automatisches Abstellen der Beleuchtung. 

 

5. Hinweis Telekommunikationslinien 

Leitungsträger von Telekommunikationslinien sollen aus städtebaulichen Gründen 
gemäß § 68 Abs. 3 Satz 7 Telekommunikationsgesetz (TKG) neue 
Telekommunikationslinien in der Regel unterirdisch führen. 

Die Verlegung neuer Telekommunikationslinien und die Änderung vorhandener 
Telekommunikationslinien bedürfen der schriftlichen Zustimmung der Träger der 
Wegebaulast (Stadt Winnenden). Im Rahmen des Ermessens für diese Zustimmung 
kann und wird die Stadt Winnenden aus städtebaulichen Gründen stets auf eine 
unterirdische Leitungsführung bestehen. 

 

6. Hinweis Wasserschutzgebiet 

Das Plangebiet liegt außerhalb eines fachtechnisch abgegrenzten oder rechtskräftig 
festgesetzten Wasserschutzgebiets. 

 

7. Hinweis Pflanzplan 

Dem Baugesuch ist ein Pflanzplan über bestehende und geplante Bepflanzung des 
Baugrundstücks beizufügen oder die Anpflanzungen sind im Lageplan oder 
Grundrissplan des Erdgeschosses festzulegen. 



 

Bebauungsplan "Sonnenbergstraße" in Winnenden-Breuningsweiler 

Textteil 22.04.2024 
 
 

Stadtentwicklungsamt Winnenden Seite 15 von 15 

IV Pflanzliste 

 

1.1 Bäume, mit durchgehendem Leittrieb, 3 x verpflanzt mit Drahtballierung (mDB), 
Sortenauswahl ist möglich 

Berg-Ahorn Acer pseudoplatanus 
Feld-Ahorn Acer campestre 
Hainbuche Carpinus betulus 
Vogel-Kirsche Prunus avium 
Stiel-Eiche Quercus robur 
Trauben-Eiche Quercus petraea 
Walnuss Juglans regia 
Rotbuche Fagus sylvatica 
Winterlinde Tilia cordata 
Sommerlinde Tilia platyphyllos 

 

1.2 Sträucher, 2 x verpflanzt ohne Ballen, Höhe 60-100 cm, Heister 3 x verpflanzt ohne 
Ballen, Höhe 150-200 cm 

Echte Hunds-Rose Rosa canina 
Haselnuss Corylus avellana 
Heckenkirsche Lonicera xylosteum 
Gewöhnlicher Liguster Ligustrum vulgare 
Gewöhnliches Pfaffenhütchen Euonymus europaeus 
Gemeiner Schneeball Viburnum opulus 
Roter Hartriegel Cornus sanguinea 
Sal-Weide Salix caprea 
Fahl-Weide Salix rubens 
Grau-Weide Salix cinerea 
Purpur-Weide Salix purpurea 
Schwarzer Holunder Sambucus nigra 
Trauben-Holunder Sambucus racemosa 
Wolliger Schneeball Viburnum lantana 
Wein-Rose Rosa rubiginosa 

 

 

Gefertigt: 

Winnenden, den 22.04.2024 
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